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(Nr. 6394.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 25. Juli 1866., betreffend die Verleihung des Rechts 
zur Erhebung des Chauſſeegeldes an die Gemeinden Waldbroel und Mors— 
bach im Kreiſe Waldbroel des Regierungsbezirks Coͤln für die von den— 
ſelben ausgebaute Kommunalſtraße von Biebelshof uͤber Holpe nach 
Ritterſeifen. 


Au Ihren Bericht vom 6. Juli d. J. will Ich den Gemeinden Waldbroel 
und Morsbach im Kreiſe Waldbroel, Regierungsbezirk Coͤln, für die von den⸗ 
ſelben ausgebaute Kommunalſtraße von Biebelshof über Holpe nach Ritter⸗ 
feifen im Kreiſe Waldbroel, gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen 
Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den 
Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗ 
Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Be⸗ 
freiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, 
wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, 
hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauffeegeld - Tarife vom 29. Fe⸗ 
bruar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf 
die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 8 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Haupt⸗Quartier Nikolsburg, den 25. Juli 1866. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
ö Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Jahrgang 1866. (Nr. 6394— 6396.) 71 (Nr. 6395.) 
Ausgegeben zu Berlin den 28. Auguſt 1866. 


N. Könige Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 14. Juli 
d. J. den von der Generalverſammlung der Aktiengeſellſchaft „Flora“ in 
Cöln am 1. Mai 1860. beſchloſſenen, in der notariellen Verhandlung von dem⸗ 
ſelben Tage verlautbarten zweiten Nachtrag zu ihrem, durch den Allerhöchften 
Erlaß vom 13. April 1863. genehmigten Statute, durch welchen ihr Grund⸗ 
kapital auf 200,000 Thaler erhöht wird, zu genehmigen geruht. 

Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statutnachtrage wird durch das 
Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Coͤln bekannt gemacht werden. 

Berlin, den 4. Auguſt 1866. 


Der Miniſter für Der Miniſter der Der Miniſter für 
Handel, Gewerbe geiſtlichen, Unter⸗ die landwirthſchaft⸗ 
und öffentliche richts⸗ und Medi⸗ lichen Angelegen⸗ 
Arbeiten. zinal= Angelegenheiten. heiten. 

Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. v. Selchow. 


(Nr, 6396.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 8. Auguſt 1866., betreffend die Genehmigung des 
Revidirten Statuts der Koͤnigsberger Privatbank. 


Ai Ihren Bericht vom 24. Juli d. J. will Ich das von der Aktien⸗ 
Geſellſchaft der Königsberger Privatbank, unter Aufhebung des unterm 13. Okto⸗ 
ber 1856. genehmigten Statuts (Geſetz⸗Samml. von 1856. ©. 881. ff.) und des 
unterm 30. Juni 1858. genehmigten Statutnachtrages (Geſetz-Samml. von 1858. 
S. 405. 409.), angenommene Revidirte Statut, wie ſolches mit Ermaͤchtigung 
der Geſellſchaft von dem Verwaltungsrathe derſelben unterm 2. Juli 1866. voll- 
zogen und in der anliegenden notariellen Urkunde vom 5; Juli 1866. enthalten 
iſt, hierdurch genehmigen und zugleich der Königsberger Privatbank die bei ihrer 
Errichtung auf Grund des Geſetzes vom 17. Juni 1833. (Geſetz⸗Samml. S. 75.) 
ertheilte Ermaͤchtigung zur Ausſtellung von Noten bis zu dem Betrage von 
Einer Million Thaler auch fuͤr die fernere fuͤnfzehnjaͤhrige Dauer ihres Be⸗ 
ſtehens unter den im Revidirten Statut feſtgeſetzten Bedingungen ertheilen. 

Dieſer Mein Erlaß ift nebſt dem Revidirten Statut durch die Gefeh- 
Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 8. Auguſt 1866. 

8 Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


An den Finanzminiſter, den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten und den Juſtizminiſter. 


Revidirtes Statut. 


Titel I. 
Bildung, Sitz und Dauer der Geſellſchaft. 


9. 15 
Mit landesherrlicher Genehmigung hat ſich eine Aktiengeſellſchaft gebildet, 
fuͤr welche fortan die Beſtimmungen des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetz⸗ 
buches und des Einfuͤhrungsgeſetzes vom 24. Juni 1861. maaßgebend ſind, 
und welche die Firma fuͤhrt: 
„Koͤnigsberger Privatbank.“ 


Die Geſellſchaft hat den Zweck, Handel und Gewerbe zu unterſtuͤtzen 
und zu beleben, den Geldumlauf zu befoͤrdern und Kapitalien nutzbar zu machen. 


H. 2. 
Der Sitz der Geſellſchaft iſt zu Koͤnigsberg in Preußen. 


H. 3. 


Die Dauer der Geſellſchaft wird bis zum 13. Oktober 1881. beſtimmt. 
Sollte innerhalb des gedachten Zeitraumes das Notenprivilegium der Preußiſchen 
Bank, wie daſſelbe gegenwaͤrtig auf Grund der Bankordnung vom 5. Oktober 
1846. und des Geſetzes vom 7. Mai 1856. beſteht, aufgehoben oder modifizirt 
werden, ſo erliſcht die Genehmigung der Koͤnigsberger Privatbank ſechs Monate 
nach Publikation des betreffenden Geſetzes ohne Anſpruch der Bankgeſellſchaft 
auf Entſchaͤdigung. 


Titel II. 
Grundkapital, Aktien, Aktionaire. 


§. 4. 


8 Das Grundkapital der Bank beſteht aus Einer Million Thaler, getheilt 
in zweitauſend Aktien von je fuͤnfhundert Thalern jede. 
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H. 8. 


Die Aktien der Geſellſchaft ſind auf den Namen in nachſtehender Art 
ausgefertigt: 

Jede Aktie iſt mit einer laufenden Nummer verſehen, aus einem Stamm⸗ 
regiſter ausgezogen und von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes (Auf⸗ 
ſichtsrathes) unterzeichnet. Jede Aktie muß die in das Aktienbuch der Geſell⸗ 
ſchaft einzutragende genaue Bezeichnung des beſtimmten Inhabers nach Namen, 
Stand und Wohnort deſſelben enthalten. Die Dividendenſcheine werden auf 
je fünf Jahre, auf jeden Inhaber lautend, nebſt Talon ausgereicht und nach 
Ablauf des letzten Jahres durch neue erſetzt werden. Dem gegenwaͤrtigen 
Statute iſt ein Formular der Aktien, ſowie der neu auszugebenden Talons und 
Dividendenſcheine beigefuͤgt. f 


H. 6. 


Die Aktie iſt untheilbar und kann unter Beruͤckſichtigung des $. 36. nur 
durch Einen vertreten werden. Kein einzelner Theilhaber darf mehr als Ein⸗ 
hundert Aktien beſitzen oder erwerben. i 


1 


Ueber den Betrag der Aktie hinaus iſt kein Aktionair zu Zahlungen 
verpflichtet. 


H. 8. 


Die Mortifikation verlorener oder vernichteter Aktien findet nach Maaß⸗ 
gabe der geſetzlichen Beſtimmungen ſtatt. Die Koſten des Mortifikations⸗ 
verfahrens, ſowie die Koſten der Anfertigung neuer Aktien, überhaupt fammt- 
liche dabei entſtehende Koſten fallen nicht der Geſellſchaft, ſondern dem Be⸗ 
theiligten zur Laſt. 

In Bezug auf abhanden gekommene Dividendenſcheine iſt das Mortifi⸗ 
kationsverfahren nicht zulaͤſſig. Es kann jedoch demjenigen, welcher den 
Verluſt von Dividendenſcheinen vor Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt ($. 41.) an⸗ 
meldet und den ſtattgehabten Beſitz durch Vorzeigung der Aktien oder ſonſt 
wie in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verfaͤhrungsfriſt der Betrag 
des angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Dividendenſcheines aus⸗ 
bezahlt werden. — Auch verlorene Talons koͤnnen nicht amortiſirt werden. 
Die Ausreichung der neuen Serie von Dividendenſcheinen erfolgt, wenn der 
dazu beſtimmte Talon nicht eingereicht werden kann, an den Praͤſentanten der 
betreffenden Aktie. Iſt aber vorher der Verluſt des Talons dem Aufſichts⸗ 
rathe angezeigt und der Aushaͤndigung der neuen Serie der Dividendenſcheine 
widerſprochen worden, ſo werden dieſelben zuruͤckgehalten, bis die ſtreitigen 
Anſprüche auf die neue Serie guͤtlich oder im Wege des Prozeſſes erledigt find. 


9. 9. 
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H. 9. 


Alle öffentliche Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen in den beiden 
in Koͤnigsberg erſcheinenden Zeitungen (in der Hartungſchen und Oſtpreußiſchen) 
und in dem zu Berlin erſcheinenden Staatsanzeiger. Bei dem Eingehen eines 
der genannten Blätter hat die naͤchſte Generalverſammlung uͤber die Wahl 
eines anderen Blattes zu beſchließen. Bis dahin, daß dies geſchehen, genuͤgt 
die Bekanntmachung durch die uͤbrigbleibenden Blaͤtter. Welches Blatt nach 
dem Beſchluſſe der General-Verſammlung an die Stelle des eingegangenen 
treten ſoll, iſt durch die übrig gebliebenen Blätter zu veröffentlichen. 

Auch abgeſehen von dem Eingehen eines Blattes koͤnnen Seitens der 
Generalverſammlung andere Geſellſchaftsblaͤtter beſtimmt werden, in welchem 
Falle der betreffende Beſchluß durch die bisherigen Geſellſchaftsblaͤtter bekannt 
zu machen iſt. 


Titel III. 
Von den Geſchäften der Bank. 


H. 10. 


Die Bank iſt zur Erreichung der im H. 1. angegebenen Zwecke befugt: 


1) gezogene und trockene Wechſel, die im Inlande zahlbar ſind, zu dis⸗ 
kontiren und Wechſel auf Plaͤtze des Auslandes zu kaufen. Die zur 
Diskontirung oder zum Kauf angebotenen Papiere muͤſſen mit einem 
auf die Bank lautenden Giro verſehen ſein, duͤrfen nicht ſpaͤter als 
drei Monate nach dem Datum der Diskontirung verfallen, und es 
muͤſſen aus ihnen in der Regel wenigſtens drei ſolide Verbundene 
haften; Wechſel mit nur zwei Unterſchriften duͤrfen nur unter ausdruͤck⸗ 
lichem, auf einzelne Faͤlle zu beſchraͤnkenden Einverſtaͤndniſſe zwiſchen 
dem vollziehenden Direktor und den beiden nach H. 26. des Statuts 
der Direktion zugeordneten Mitgliedern des Aufſichtsrathes für die 
Bank erworben werden; 


2) Kredit und Darlehne zu bewilligen, jedoch nicht auf laͤngere Zeit als 
drei Monate, und nur gegen Verpfaͤndung von 


a) Urſtoffen und Waaren, die im Inlande lagern und dem Verderben 
nicht unterworfen ſind, 


b) von inlaͤndiſchen Staats- und Kommunal-, oder anderen unter 
Autoritaͤt des Staates von Korporationen und Geſellſchaften aus⸗ 
gegebenen geldwerthen, auf den Inhaber lautenden Papieren, 
ſowie von Wechſeln auf Plaͤtze des Auslandes, desgleichen von 
ungemuͤnztem oder gemuͤnztem Gold und Silber. Inlaͤndiſche 
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Papiere, die auf den Namen lauten, dürfen in der Regel nicht 
belieher, werden. Ausnahmen beſtimmt die Geſchaͤfts-Inſtruktion 
für die Direktion. ö 
Der Widerſpruch des Kommiſſars des Staates gegen die Be— 
leihung von Papieren dieſer Art iſt fuͤr die Geſellſchaft maaß⸗ 
gebend. Die Beleihung der eigenen Aktien oder der Aktien anderer 
Privatbanken iſt der Geſellſchaft unbedingt unterſagt; ö 


3) Effekten der vorſtehend sub Littera b. bezeichneten Art, ſowie edle 
Metalle oder fremde Muͤnzen zu kaufen und zu verkaufen. Jedoch 
darf der Ankauf von inlaͤndiſchen Staats-, Kommunal-, oder anderen 
unter Autoritaͤt des Stagtes von Korporationen oder Geſellſchaften 
ausgegebenen, auf den Inhaber lautenden geldwerthen Papieren nur 
bis zu dem durch die Geſchaͤfts-Inſtruktion feſtgeſetzten Betrage ſtatt⸗ 
finden und der Beſtand von dergleichen Effekten ein Drittel des einge: 
zahlten Stammkapitals niemals uͤberſchreiten; 


das Inkaſſo von Wechſeln, Geld, Anweiſungen, Rechnungen und 
Effekten zu beſorgen, unverzinsbare ſowie auch verzinsbare Kapitalien 
ohne Verbriefung, jedoch gegen Empfangsbeſcheinigungen, die nur auf 
den Namen der Einzahlenden lauten duͤrfen, anzunehmen und mit den 
Eigenthuͤmern der ſolchergeſtalt einkaſſirten oder angenommenen Gelder 
und Effekten in Giroverkehr zu treten. Bei Annahme der verzins⸗ 
baren Kapitalien iſt eine Kuͤndigungsfriſt von nicht weniger als zwei 
Monaten vorzubehalten und darf der Betrag dieſer Gelder die Hoͤhe 
des eingezahlten Grundkapitals der Bank nicht uͤberſchreiten; 


5) Noten nach naͤherer Vorſchrift der §§. 12. bis 15. auszugeben und 
einzuziehen. i 


Andere als die vorſtehend bezeichneten Geſchaͤfte ſind der Bank nicht 
geſtattet; beſonders darf ſie keine Kapitalien auf Hypotheken unterbringen. Es 
iſt derſelben jedoch geſtattet, Agenturen innerhalb der Provinz zu errichten, 
welche dieſelben Geſchaͤfte wie die Privatbank beſorgen koͤnnen, nach der ihnen 
von dem Aufſichtsrathe zu ertheilenden Inſtruktion. 

Die Einlöfung der bei ihnen praͤſentirten Noten der Privatbank wird von 
denſelben nach Maaßgabe ihrer Baarbeſtaͤnde und ihrer Beduͤrfniſſe bewirkt. 


4 


— 


§. 11. 


Die Bank zahlt und rechnet in Preußiſchem Silbergelde nach den 
Werthen, welche durch das Muͤnzgeſetz vom 4. Mai 1857. (Geſetz-Samml. 
S. 305. ff.) beſtimmt worden ſind, oder ſpaͤter durch Landesgeſetze beſtimmt 
werden ſollten. 5 


§. 12. 
Die Bank hat das Recht, waͤhrend der Dauer ihres Beſtehens 1 85 
zins⸗ 


zinsbare, auf jeden Inhaber lautende Noten (F. 10. Nr. 5.) bis zum Betrage 


Einer Million Thaler auszufertigen und in Umlauf zu ſetzen; jedoch unterliegt 


die Ausfertigung und die Form derſelben der Genehmigung, beziehungsweiſe 
der Beaufſichtigung der Regierung. Dieſe Noten ſind der Stempelſteuer nicht 
unterworfen. Ergiebt ſich am Schluſſe eines Geſchaͤftsjahres (F. 39.) eine Ver: 
minderung des Grundkapitals ($. 4.) um mehr als den vierten Theil deſſelben, 
ſo iſt die Summe der in Umlauf geſetzten Noten wenigſtens auf den noch als 
vorhanden nachgewieſenen Betrag des Grundkapitals zu beſchraͤnken. 


§. 13. 


Die Noten dürfen nur auf Betraͤge von zehn, zwanzig, funfzig, Ein⸗ 
hundert und zweihundert Thalern Preußiſch Kurant ausgeſtellt werden. Der 
Geſammtbetrag der zu zehn Thalern ausgeſtellten Noten ſoll die Summe von 


Einhundert tauſend Thalern nicht uͤberſteigen. Ueber das Verhaͤltniß, in welchem 


bei der Emiſſion der uͤbrigen neunhundert tauſend Thaler von den Abſchnitten 
von zwanzig bis zweihundert Thalern Gebrauch zu machen iſt, koͤnnen von 
den Miniſtern für Handel und der Finanzen maaßgebende Beſtimmungen ge⸗ 
troffen werden. 


H. 14. 


Die Bank iſt verpflichtet, die Noten auf Verlangen der Inhaber bei der 


Praͤſentation ſofort in Koͤnigsberg gegen klingendes Kurant einzuloͤſen. 


Anzeigen eines durch Diebſtahl oder irgend ein anderes Ereigniß entſtan⸗ 
denen Verluſtes der ausgegebenen Noten koͤnnen die Zahlung an den Vorzeiger 
niemals aufhalten und ſind fuͤr die Bank unverbindlich. 


Der Inhalt des gegenwärtigen H. 14., ſowie des nachfolgenden H. 16., iſt 
auf jeder Note deutlich abzudrucken. 


Defekt gewordene Noten ſind unter Aufſicht des Kommiſſarius des Staates 
zu vernichten und die Vernichtung iſt mittelſt eines gerichtlich oder notariell 
aufzunehmenden Dokumentes, in welchem die Noten nach Nummern genau 
bezeichnet ſein muͤſſen, zu beurkunden. 


H. 15. 


Die Direktion der Bank und der Aufſichtsrath ſind dafuͤr verantwortlich, 
daß jederzeit ein dem Betrage der zirkulirenden Noten gleicher Beſtand an 
Deckungsmitteln von mindeſtens Einem Drittel in baarem Gelde und der Reſt 
in diskontirten Wechſeln in einer beſonderen, unter dreifachem Verſchluſſe zu 
haltenden und fuͤr die ſonſtigen Beduͤrfniſſe der Bank nicht zu verwendenden 
Notenkaſſe aufbewahrt werden. i 

* 


* 


* 
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Titel IV. 
Von den ſpeziellen Rechten der Bank., 


F. 16. 
Der Bank ſteht das Recht zu, die von ihr ausgegebenen Noten zur Ein⸗ 


löfung oder zum Umtauſch in einem beſtimmten Termine bei Vermeidung der 


Praͤkluſion öffentlich aufzurufen. Zu dieſem Zwecke erläßt fie durch dreimalige 
Bekanntmachungen in Zwiſchenraͤumen von Einem Monate, mittelſt der im H. 9. 
gedachten offentlichen Blätter und der Amtsblaͤtter der Regierungen in den Pro⸗ 
vinzen der Preußiſchen Staaten, eine Aufforderung zur Einloͤſung oder zum 
Umtauſch der Noten. Nach Ablauf der vorſtehenden Friſten werden die Ins 
haber der Noten, welche ſich nicht gemeldet haben, in den vorbezeichneten 
Blättern Behufs der Einlöͤſung oder des Umtauſches zu einem mindeſtens drei 
Monate vom Tage der letzten Inſertion hinaus zu ſetzenden Praͤkluſivtermine 
unter der Warnung und mit der rechtlichen Wirkung vorgeladen, daß mit Ab⸗ 
lauf dieſes Termines alle Anfprüche an die Bank aus den aufgerufenen Noten 
erlöfchen. Anmeldungen zum Schutze gegen die Praͤkluſion find nicht zulaͤſſig, 


vielmehr tritt dieſe letztere unmittelbar mit dem Ablaufe des Praͤkluſiwtermins 
gegen alle diejenigen ein, welche ſich nicht gemeldet haben, dergeſtalt, daß jeder 


Anſpruch auf Einloͤſung oder Umtauſch erloſchen iſt, alle aufgerufenen nicht 
eingelieferten Noten werthlos ſind, und wenn ſie etwa noch zum Vorſchein kommen, 
von der Bank angehalten und vernichtet werden koͤnnen. Der Betrag der 
ſolchergeſtalt praͤkludirten Noten ſoll zu mildthaͤtigen Zwecken nach näherer Be: 
ſtimmung des Aufſichtsrathes verwendet werden. 


Titel V. 
Von dem Aufſichtsrathe. 


$. 17. 


Der Aufſichtsrath hat ſaͤmmtliche, im Artikel 225. des Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuches bezeichnete Rechte und Pflichten. Er beſteht aus zehn Mit⸗ 
gliedern, für welche zwei Stellvertreter ernannt werden. Mitglieder und Stell⸗ 
vertreter werden von der Generalverſammlung gewählt. Die Wahlverhandlung 
erfolgt in Gegenwart eines Notars; ein von letzterem über das Reſultat derſelben 
ausgeſtellter Akt bildet die Legitimation der Gewaͤhlten. Vater und Sohn, 
Schwiegervater und Schwiegerſohn, Bruͤder und Schwaͤger, ſowie Perſonen, 
welche einer und derſelben kaufmaͤnniſchen Firma angehören, ‚Dürfen nicht gleich⸗ 
zeitig Mitglieder des Aufſichtsrathes ſein. i 5 

on 


. 
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Von den beiden Stellvertretern iſt derjenige, welcher bei der Wahl die 
meiſten Stimmen erhalten hat, „Erſter,“ der andere „zweiter“ Stellvertreter. 
Die Stellvertreter werden nach dieſer Reihenfolge von dem Praͤſidenten des 
Aufſichtsrathes einberufen, wenn Mitglieder des Aufſichtsrathes an der Ausuͤbung 
ihrer Funktionen verhindert ſind. Der einberufene Stellvertreter hat, ſo lange 
die Vertretung dauert, mit dem Mitgliede, welches er vertritt, gleiche Rechte 
und Pflichten. Steht ein Stellvertreter zu einem Mitgliede des Aufſichtsrathes 
in einem der vorbezeichneten, die gleichzeitige Mitgliedſchaft Beider hindernden 

Verhaͤltniſſe, ſo kann die Einberufung des Stellvertreters nur dann und auf 
ſo lange erfolgen, als das durch Verwandtſchaft u. ſ. w. mit ihm verbundene 
Mitglied an der Ausuͤbung ſeiner Funktion verhindert iſt. 


Die Funktionen der Mitglieder und Stellvertreter dauern ſechs Jahre. 
Alle zwei Jahre ſcheiden vier davon aus, die Reihenfolge des Ausſcheidens 
wird durch das Amtsalter beſtimmt. Die Ausſcheidenden find wieder wählbar. 


Die auf Grund des Statuts vom 13. Oktober 1856. gewählten Mit- 
glieder des Verwaltungsrathes bleiben bis zur erſten ordentlichen Generalver⸗ 
ſammlung, welche unter der Geltung des gegenwaͤrtigen Revidirten Statuts 
anzuberaumen ſein wird, in Funktion. In dieſer Generalverſammlung erfolgt 
die Neuwahl der Mitglieder des Aufſichtsrathes und ihrer Stellvertreter. Die 
Reihenfolge des Ausſcheidens derſelben innerhalb der naͤchſten vier Jahre wird 
durch das Loos beſtimmt. 


$. 18. 


Jedes Mitglied des Aufſichtsrathes und jeder Stellvertreter muß mindeſtens 
zehn Aktien beſitzen oder erwerben; die Dokumente dieſer Aktien werden in das 
Archiv der Geſellſchaft hinterlegt und duͤrfen waͤhrend der Dauer der Funktion 
des Beſitzers nicht veraͤußert werden. 


$. 19. 


Der Aufſichtsrath waͤhlt aus ſeiner Mitte einen Praͤſidenten und einen 
Vizepraͤſidenten. Ihre Funktionen in dieſer Eigenſchaft dauern Ein Jahr; fie 
ſind nach Ablauf deſſelben wieder waͤhlbar. Sollten Beide verhindert ſein, einer 
Sitzung des Aufſichtsrathes beizuwohnen, fo uͤbernimmt das nach den Lebens⸗ 
jahren aͤlteſte Mitglied den Vorſitz. 


* 


H. 20. 


Kommt in ungewoͤhnlicher Weiſe die Stelle eines Mitgliedes des Auf⸗ 
ſichtsrathes oder eines Stellvertreters zur Erledigung, ſo wird vorlaͤufig fuͤr 
die Zeit bis zur naͤchſten Generalverſammlung von dem Auſſichtsrathe eine 
Erſatzwahl zu notariellem Protokolle vorgenommen. Die definitive Wieder⸗ 
beſetzung erfolgt durch die Wahl der Generalverſammlung. Der in dieſer Ge⸗ 
wählte fcheidet an dem Termine aus, an welchem die Dauer der Funktionen 
ſeines Vorgängers aufgehört haben würde. Die Namen des Präfidenten, des 
Jahrgang 1866. (Ir, 6396.) 72 Vize⸗ 
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treter, ſowie eine jede dabei eintretende Veränderung find durch die Gefell- 
ſchaftsblaͤtter bekannt zu machen. f 


„„ 


H. 21. 


Der Auffichtsrath verſammelt ſich, fo oft er es fir dienlich erachtet, an 
feſtzuſetzenden Terminen, auf Einladung des Praſidenten oder auf den Antrag 
von drei Mitgliedern des Aufſichtsrathes, in der Regel mindeſtens monatlich 
ein Mal, um von dem Gange der Geſchaͤfte Kenntniß zu nehmen und Erfor⸗ 
derliches zu beſchließen. Zur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes iſt die An: 
weſenheit von mindeſtens ſieben Mitgliedern erforderlich. 


H. 22. 


Die Beſchluͤſſe des Aufſichtsrathes werden durch abſolute Stimmenmehr⸗ 
heit der Erſchienenen gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet, inſofern es 
ſich um eine Wahl handelt, das Loos, in allen übrigen Faͤllen die Stimme 
des Praͤſidenten, oder in deſſen Abweſenheit des Vizepraͤſidenten, beziehungs⸗ 
weiſe des in deren Stelle tretenden anweſenden aͤlteſten Mitgliedes des Auf⸗ 
ſichtsrathes. Ergiebt ſich bei einer Wahl im erſten Skrutinio weder eine ab⸗ 
ſolute Maforität, noch Stimmengleichheit, fo werden diejenigen, welche die 
meiſten Stimmen erhalten haben, in doppelter Anzahl der zu Waͤhlenden auf 
die engere Wahl gebracht. i 


$. 23. 
Zu den Befugniffen und Pflichten des Auffichtsrathes gehört: 


a) die Reviſion beſtehender und die Ertheilung neuer Inſtruktionen ſowohl 
fuͤr die Direktion, als auch fuͤr das Perſonal der einzelnen Geſchaͤfts⸗ 
zweige; 

b) die genaue Kenntnißnahme von der Seitens der Direktion bei den jedes⸗ 
maligen Verſammlungen des Aufſichtsrathes ihm vorzulegenden Ueber⸗ 
ſicht der Kaſſe der Bank, des Wechſelportefeuilles und der Lombard⸗ 
beſtaͤnde; 

c) die monatliche Reviſion der Kaffe, der Wechſel und Lombardbeſtaͤnde 
durch zu deputirende Mitglieder, welche ein Protokoll uͤber die Reviſion 
aufzunehmen haben; 5 : 

d) außerordentliche Kaſſenreviſionen nach den vorſtehenden Beſtimmungen, 
ſo oft er dieſelbe fuͤr angemeſſen erachtet; 

e) die Prufung der von der Direktion ihm einzureichenden Bilanz, ſowie 
die Feſtſtellung der am Schluſſe jedes Gefchäftsjahres zu vertheilenden 
Dividenden (F. 39.); 

f) die Wahl ünd Beſtallung des vollziehenden Direktors, feines Stellver⸗ 

f tre⸗ 


PR; 


Gehälter des Bankperſonals; 


g) die Wahl des Syndikus der Bank und der Abſchluß des Kontraktes 
mit demſelben; 


h) die Sorge für die interimiſtiſche Stelloertretung eines Direktors; 
i) die Bewilligung von Gratifikationen an das angeſtellte Bankperſonal. 


In den mit den Beamten der Geſellſchaft abzuſchließenden Dienftver- 
traͤgen iſt dem Aufſichtsrathe das Recht vorzubehalten, die Beamten jederzeit 
wegen Dienſtvergehen, Fahrlaͤſſigkeit, oder aus moraliſchen Gruͤnden zu ent⸗ 
laſſen. Der desfallſige Beſchluß erfordert jedoch die Uebereinſtimmung von 
mindeſtens neun Mitgliedern des Aufſichtsrathes. 


Die Dienſtvertraͤge muͤſſen außerdem die Beſtimmung enthalten, daß die 


ſolchergeſtalt ausgeſprochene Entlaſſung eines Beamten zur Folge hat, daß alle 
demſelben vertragsmaͤßig gewaͤhrten Anſpruͤche an die Geſellſchaft auf Beſol⸗ 


dung, Entſchaͤdigungen, Gratifikationen oder andere Vortheile fuͤr die Zukunft 
von ſelbſt erloͤſchen. 


H. 24. 


Alle Ausfertigungen des Aufſichtsrathes werden von dem Praͤſidenten, 
oder von dem Vizepraͤſidenten, oder von zwei Mitgliedern des Aufſichtsrathes 
unterſchrieben. 


H. 25. 


Der Auffichtsrath wird nicht beſoldet; er bezieht jedoch, außer dem Er⸗ 
ſatze fuͤr die durch ſeine Funktionen veranlaßten Auslagen, fuͤr ſeine Muͤhe⸗ 
waltung eine Tantieme von ſechs Prozent vom Reingewinne. Die General⸗ 
verſammlung kann eine Ermaͤßigung der Tantieme beſchließen. Der Aufſichts⸗ 
rath ſtellt die Vertheilung dieſer Tantieme unter die einzelnen Mitglieder, 
beziehungsweiſe Stellvertreter, feſt. f 


Titel VI. 
Von der Direktion. 


H. 26. 
Die Direktion iſt der Vorſtand der Geſellſchaft mit allen nach den Ar⸗ 


tikeln 227. ff. des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuches und dem Ar⸗ 


tikel 12. des Einfuͤhrungsgeſetzes vom 24. Juni 1861. dem Vorſtande einer 
Aktiengeſellſchaft zuſtehenden Rechten und Pflichten. Sie beſteht aus dem voll⸗ 
ziehenden Direktor und zweien vom Aufſichtsrathe aus deſſen Mitte delegirten 
Mitgliedern, die jedoch nie ein und derſelben Firma angehören dürfen. Für 

(Nr. 6396.) 72 den 


treters und des Rendanten (Kaſſirers), desgleichen die Beſtimmung der ö 
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den vollziehenden Direktor ernennt der Aufſichtsrath aus der Zahl der Beamten 
der Geſellſchaft einen Stellvertreter. Die Beſtellung der Direktionsmitglieder, 
ſowie des für den vollziehenden Direktor ernannten Stellvertreters, ift zu jeder 
Zeit widerruflich. 

Ueber die Wahl des vollziehenden Direktors, ſowie ſeines Stellvertreters 
und der in die Direktion eintretenden Mitglieder des Aufſichtsrathes wird ein 
notarielles Protokoll aufgenommen und bildet eine Ausfertigung dieſes Pro⸗ 
tokolls, oder ein auf Grund deſſelben ausgeſtelltes notarielles Atteſt, die Legi⸗ 
timation der Direktionsmitglieder. Die Namen des vollziehenden Direktors, 
feines Stellvertreters und der übrigen Direktionsmitglieder, ſowie des Ren⸗ 
danten (H. 29.), find durch die im H. 9. bezeichneten Blätter zu veröffentlichen; 
in gleicher Art iſt jeder in dieſen Perſonen eintretende Wechſel bekannt zu 
machen. 


$. 27. 


Die Direktion vertritt die Geſellſchaft nach Außen, bringt die Bank⸗ 
geſchaͤfte zur Ausführung und beſorgt die Verwaltung des Bankvermoͤgens, 
hat jedoch in Gemaͤßheit des H. 23. bei der Ausuͤbung aller. diefer Funktionen 
die für die Geſchaͤftsfuͤhrung erlaſſene Inſtruktion des Aufſichtsrathes zu bes 
folgen und handelt in dem vorſtehend ihr uͤberwieſenen Wirkungskreiſe inſoweit 
ſelbſtſtaͤndig, als die gegenwärtigen Statuten und ihre Inſtruktion fie. nicht 
beſchraͤnken. Dieſe Inſtruktion iſt jedoch nur zwiſchen den Mitgliedern der 
Direktion, des Aufſichtsrathes und der Geſellſchaft als ſolcher, nicht aber 
dritten Perſonen gegenüber wirkſam. Den letzteren kann die Behauptung einer 
Verletzung jener Inſtruktion mit Erfolg nicht entgegengeſtellt werden. 


b. 28. 


Die vorſtehend bezeichneten Befugniſſe der Direktion erſtrecken ſich ſowohl 
bei gerichtlichen als außergerichtlichen Geſchaͤften auf alle Falle, in welchen die 
Geſetze eine Spezialvollmacht erfordern. Den Nachweis, daß die Direktion 
innerhalb der ihr zuſtehenden Befugniſſe gehandelt habe, iſt dieſelbe gegen dritte 
Perſonen zu fuͤhren nicht verbunden. 


H. 29. 


Zu Quittungen uͤber Gelder, Dokumente und Vermoͤgensobjekte uͤber⸗ 
haupt, desgleichen zur Ausſtellung der Wechſelgiri, iſt die unter der Firma der 
Bank zu vollziehende gemeinſchaftliche Unterſchrift eines der H. 26. gedachten 
Direktoren und des Rendanten (Kaſſirers) genügend. In allen übrigen Fällen 
ſind Erklaͤrungen, Urkunden und Verhandlungen der Direktion mindeſtens von 
zwei Direktionsmitgliedern unter der Firma der Bank zu unterſchreiben. Nur 
die nach der vorſtehenden Norm vollzogenen Unterſchriften verpflichten die Bank, 
und zwar ſowohl gegen jede richterliche und andere oͤffentliche Behoͤrde, als 
gegen jeden Privaten. b | 


$. 30, 


a 
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H. 30. 

Die Direktion ernennt und entſetzt alle Beamten der Geſellſchaft, deren 
Ernennung und Entlaſſung nicht dem Aufſichtsrathe vorbehalten iſt. Sie iſt 
befugt, diejenigen Beamten, deren Entlaſſung ihr nicht zuſteht, zu ſuspendiren, 
und hat über die Entlaſſung derſelben die Entſcheidung des Aufſichtsrathes 
herbeizufuͤhren. a 


H. 31. 


Bei Krankheits- oder ſonſtigen Behinderungsfaͤllen des vollziehenden 
Direktors uͤbernimmt der vom Aufſichtsrathe ernannte Stellvertreter deſſelben 
(H. 26.) deſſen Dienſt. Iſt auch dieſer erkrankt oder verhindert, fo hat der 
Aufſichtsrath wegen der Stellvertretung das Erforderliche anzuordnen. 


H. 32. 


Der vollziehende Direktor muß mindeſtens zehn Aktien der Geſellſchaft 
beſitzen oder erwerben. Dieſe Aktien werden in das Archiv der Geſellſchaft 
hinterlegt und duͤrfen, ſo lange die Funktionen des Inhabers dauern, weder 
veraͤußert, noch uͤbertragen werden. 


$. 33. 


Die Direktion fertigt und uͤbergiebt dem Aufſichtsrathe die H. 23. unter b. 
gedachten Ueberſichten, desgleichen am Schluſſe eines jeden Geſchaͤftsjahres eine 
nach kaufmaͤnniſchen Prinzipien angefertigte Bilanz unter gewiſſenhafter Wuͤr⸗ 
digung des Werthes aller Aktiva. Allmonatlich hat ſie eine vom Aufſichts⸗ 
rathe vorher zu genehmigende Ueberſicht der am letzten Tage des verfloſſenen 
Monats in der Bank vorhanden geweſenen Aktiva und Paſſiva, insbeſondere 
der Beſtaͤnde in gepraͤgtem Gold oder Silber, Barren und Wechſeln, ferner 
des Betrages der Forderungen aus Darlehnen und aus laufender Rechnung, 
ſowie der umlaufenden Banknoten, desgleichen unmittelbar nach abgehaltener 
jaͤhrlicher Generalverſammlung einen alle Zweige des Verkehrs umfaſſenden, 
vom Aufſichtsrathe genehmigten kurzen Geſchaͤftsbericht fuͤr das abgelaufene 
Jahr dem Kommiſſar des Staates vorzulegen und gleichzeitig in den §. 9. 
gedachten Zeitungen zu veroͤffentlichen. i 


Es bleibt der Regierung vorbehalten, anſtatt der monatlichen, in Zukunft 


auch eine oͤftere, hoͤchſtens aber die woͤchentliche Bekanntmachung der Aktiva 
und Paſſiva, insbeſondere der Beſtaͤnde in gepraͤgtem Gold und Silber, 
Barren u. ſ. w. anzuordnen. 


9. 34 


Ein jedes Direktionsmitglied iſt befugt, in dringenden Faͤllen den Praͤ⸗ 
(Ir. 6896.) ſiden⸗ 
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ſidenten des Aufſichtsrathes zur Berufung einer außerordentlichen Sitzung auf⸗ 
zufordern. 


Titel VII. 
Von den Generalverſammlungen. 


H. 35. 


Die Generalverſammlungen der Aktionaire finden in Koͤnigsberg ſtatt. 

Die ordentliche Generalverſammlung tritt jedes Jahr im Monat Marz 
zuſammen; außerordentliche Generalverſammlungen veranſtaltet die Direktion, 
ſo oft ſie, beziehungsweiſe der Aufſichtsrath, es den Umſtaͤnden angemeſſen 
erachtet, oder wenn dies von einer Anzahl von Aktionairen, welche zuſammen 
mindeſtens 250 in den Regiſtern der Geſellſchaft auf ihren Namen eingetragene 
Aktien beſitzen, in einer von ihnen unterzeichneten Eingabe unter Angabe des 
Zweckes und der Gruͤnde verlangt wird. 

Die Einladungen zu allen Generalverſammlungen geſchehen durch eine 
Benachrichtigung, welche zwei Mal, das erſte Mal mindeſtens zwanzig Tage 
vor dem Verſammlungstermine, in den durch H. 9. bezeichneten Zeitungen in⸗ 
ſerirt wird. 

H. 36. 


Die Generalverſammlung beſteht aus allen Aktionairen, welche ſeit zwei 
Monaten vor dem Tage der Berufung in den Buͤchern der Geſellſchaft ein⸗ 
getragen ſind. a 


In der Generalverſammlung hat der Inhaber 


von 5 Aktien . 1 Stimme, 
von 10 Aktien 2 Stimmen, 
von 15 Aktien 3 Stimmen, 
von 20 Aktien 4 Stimmen, 


und für jede weitere fünf Aktien Eine Stimme, fo daß der Inhaber von 
funfzig Aktien zehn Stimmen hat. . 

Abweſende Aktionaire koͤnnen ſich nur durch anweſende ſtimmberechtigte 
vertreten laſſen. Jedoch koͤnnen juriſtiſche Perſonen durch ihren verfaſſungs⸗ 
maͤßigen Repraͤſentanten, Kaufleute durch ihre Prokuriſten, Minderjaͤhrige und 
ſonſt Bevormundete durch ihre Vormuͤnder, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner 
vertreten werden, auch wenn die Vertreter ſelbſt nicht Aktionaire ſind. Die 
Vertreter haben die desfallſige ſchriftliche Vollmacht vor Eröffnung der Ver 
handlung bei der Direktion niederzulegen. 

Zehn Stimmen bilden das Maximum, welches ein Aktionair fuͤr die von 
ihm vertretenen und fuͤr ſeine eigenen Aktien zuſammen genommen haben kann. 

Die Beſchluͤſſe der Anweſenden ſind fuͤr die Abweſenden verbindlich. 1 

$. 37. 


H. 37. 


Die Generalverſammlung, regelmaͤßig konſtituirt, ſtellt die Geſammtheit 
der Aktionaire dar. Der zeitige Vorſitzende des Aufſichtsrathes Führt auch den 
Vorſitz in der Generalverſammlung und ernennt auch den Protokollfuͤhrer und 
die Skrutatoren. Zu Skrutatoren koͤnnen weder Mitglieder des Aufſichtsrathes 
noch Beamte der Geſellſchaft ernannt werden. 


In den regelmaͤßigen Generalverſammlungen werden die Geſchaͤfte in ; 


nachfolgender Ordnung verhandelt: 


1) Bericht des Aufſichtsrathes uͤber die Lage des Geſchaͤftes im Allge⸗ 
meinen und uͤber die Reſultate des verfloſſenen Jahres insbeſondere. 
2) Wahl der Mitglieder des Aufſichtsrathes. b 
3) Berathung und Beſchlußnahme uͤber die Antraͤge des Aufſichtsrathes 
und der Direktion, ſowie uͤber die Antraͤge einzelner Aktionaire; letztere 
muͤſſen vor der Berufung der Generalverſammlung der Direktion ſchrift⸗ 
lich eingereicht ſein. a 

4) Wahl von drei Kommiſſarien, welche den Auftrag erhalten, die Bilanz 
mit den Buͤchern und Skripturen der Geſellſchaft zu vergleichen und, 
rechtfindend, der Direktion die Decharge zu ertheilen. 


$. 38. 


Bei den Wahlen findet in den Generalverſammlungen ſtets, infofern fie _ 


nicht einſtimmig durch Akklamation erfolgen, geheime Abſtimmung durch Stimm⸗ 
zettel und im Uebrigen das im H. 22. für die Wahlen im Aufſichtsrathe vor⸗ 
geſchriebene Verfahren ſtatt. 

Die Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen uͤber andere Gegenſtaͤnde werden 
vorbehaltlich der Beſtimmungen der $$. 44. und 45. durch abſolute Majoritaͤt 
der erſchienenen, beziehungsweiſe vertretenen, ſtimmberechtigten Aktionaire gefaßt. 
Im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet bei derartigen Beſchluͤſſen die 
Stimme des Vorſitzenden. Auf den Antrag des Vorſitzenden, ſowie auf den 
Antrag von wenigſtens fuͤnf Aktionairen muß durch geheimes Skrutinium ab⸗ 
geſtimmt werden. Die Protokolle der Generalverſammlungen werden von einem 
Notar aufgenommen und von dem Buͤreau und von denjenigen anweſenden 
Aktionairen, welche es wuͤnſchen, unterzeichnet. 


Titel VIII. 


Rechnungsablage, Dividende, Reſervefonds. 


H. 39. 


Die Buͤcher der Bank werden mit dem 31. Dezember jeden Jahres ab⸗ 
geſchloſſen und wird die Bilanz auf dieſen Tag von der Direktion gezogen. 
(Nr. 6396.) Die 
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1 ‚Bilanz wirb vor dem 1. März von dem Aufſichtsrathe geprüft und ef: 
geftellt, 


Binnen ſechs Wochen nach der ordentlichen Generalverſammlung muß 
die Bilanz den Reviſionskommiſſarien (§. 37.) zur Prüfung vorgelegt und die 
Pruͤfung von denſelben im Laufe der naͤchſtfolgenden vierzehn Tage erledigt 
werden. Die Bilanz wird, nachdem fie von den Reviſionskommiſſarien geprüft 
worden, durch die Geſellſchaftsblaͤtter veröffentlicht. 

Der Ueberſchuß der Aktiva uͤber die Paſſiva bildet den Reingewinn der 
Geſellſchaft. Bei Aufnahme der Bilanz muͤſſen ſowohl die ſaͤmmtlichen ver⸗ 
ausgabten Geſchaͤftsunkoſten, als auch alle vorgekommenen Verluſte abgeſetzt 
und fuͤr die etwa vorhandenen unſicheren Forderungen ein angemeſſener Prozent⸗ 
ſatz abgerechnet werden. Die etwa vorhandenen Effekten duͤrfen niemals mit 
einem hoͤheren als dem Erwerbungskurſe, und, wenn der Boͤrſenkurs am Tage 
der Bilanzaufnahme niedriger als der Erwerbungskurs iſt, nur zu dem Boͤrſen⸗ 
kurſe in der Bilanz angeſetzt werden. f s 

Von dem auf dieſe Weiſe ermittelten Reingewinn erhalten zunaͤchſt die 
Mitglieder des Aufſichtsrathes die ihnen ſtatutenmaͤßig zuſtehende Tantieme. 

Von dem Ueberreſte werden wenigſtens 16% Prozent fo lange zum Re⸗ 
ſervefonds zugelegt, bis letzterer auf den vierten Theil des Grundkapitals ange⸗ 
wachſen iſt. Die uͤbrigbleibende Summe wird als Dividende unter die Aktionaire 
vertheilt. Sollte ſich durch eine Jahresbilanz eine Verminderung des Grund— 
kapitals herausſtellen, fo dient zunaͤchſt der vorgedachte Reſervefonds zur 
Deckung derſelben. Reicht derſelbe nicht dazu hin, ſo dienen die zunaͤchſt erzielten 
Reingewinne vorzugsweiſe zur Wiederergaͤnzung des Grundkapitals, und darf, 
bevor dieſe ſtattgehabt hat, weder eine neue Reſerve angeſammelt, noch eine 
neue Dividende vertheilt werden. So oft und ſo lange ſich aber nach Wieder⸗ 
ergaͤnzung des Grundkapitals der Reſervefonds erſchoͤpft oder angegriffen findet, 
darf von den alsdann zunaͤchſt erzielten Reingewinnen nach Berichtigung der 
den Mitgliedern des Aufſichtsrathes ſtatutenmaͤßig zuſtehenden Tantieme nur 
die Haͤlfte als Dividende vertheilt werden, und muß die andere Haͤlfte ver⸗ 
wendet werden, um den Reſervefonds wieder auf ſeine fruͤhere Hoͤhe zu bringen. 
Der Reſervefonds darf zu keinem anderen Zwecke, als zu der vorſtehend ge⸗ 
dachten eventuellen Ergaͤnzung des Grundkapitals und, wenn in einem Ge⸗ 
ſchaͤftsjahre die gemachten Gewinne durch eingetretene Verluſte uͤberſtiegen fein 
ſollten, zur Ausgleichung der Bilanz verwendet werden. 


H. 40. 


Die Dividenden ſind in Koͤnigsberg an der Kaſſe der Geſellſchaft zahlbar; 
dieſelben koͤnnen jedoch durch Beſchluß des Aufſichtsrathes auch an anderen 
Orten zahlbar geſtellt werden. 


Die Dividenden werden jaͤhrlich ſpaͤteſtens am 1. Mai gegen Einlieferung 


der ausgegebenen Dividendenſcheine ausgezahlt. 


H. 41. 
Die Dividenden verjaͤhren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf 00 
un 


uͤnf Jahren, von dem 


EN Tage an gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar geſtellt 5 
ind. f 5 a 3 


Titel IX. 
Verfahren bei der Auflöſung. 


$. 42. 


Die Bank iſt verpflichtet, jedenfalls bis zum Ablauf der ſtatutenmaͤßigen 
Dauer, wenn aber die Aufloͤſung ſchon fruͤher beſchloſſen werden ſollte, inner⸗ 
halb Jahresfriſt nach dem Beſchluſſe, ihre ſaͤmmtlichen Noten einzuloͤſen. 

Wird die Aufloͤſung der Geſellſchaft innerhalb des letzten Jahres vor 
dem Ablaufe der ſtatutenmaͤßig beſtimmten Zeit beſchloſſen, ſo muͤſſen bis zu 
letzterem Zeitpunkte ſaͤmmtliche Noten eingeloͤſt werden. 


$: 43. 


Bei Auflöfung der Geſellſchaft kommen die Vorſchriften der HH. 242. ff. 
des Allgemeinen Handelsgeſetzbuches zur Anwendung. 

Die eingeloͤſten Noten ſind unter Aufſicht des Kommiſſarius des Staates 
zu vernichten und die Vernichtung iſt mittelſt eines gerichtlich oder notariell auf⸗ 
zunehmenden Dokumentes, in welchem die Noten nach Nummern genau be⸗ 
zeichnet ſein muͤſſen, zu beurkunden. 

Die Betraͤge der nicht eingeloͤſten und praͤkludirten Noten werden nach 
naͤherer Beſtimmung des Aufſichtsrathes zu mildthaͤtigen Zwecken verwandt. 


$. 44. 


Nach beendigtem Liquidationsgeſchaͤft iſt eine Generalverſammlung von 
dem Aufſichtsrathe nach den in gegenwaͤrtigem Statute fuͤr die Konvokation 
gegebenen Vorſchriften zum Zwecke der Vorlegung der Schlußrechnung und Er⸗ 
theilung der Decharge zu berufen. Die von den in dieſer Generalverſammlung 
anweſenden, nicht zur Verwaltung gehörenden Aktionairen ertheilte Decharge 
befreit ſaͤmmtliche Verwaltungsvorſtaͤnde dieſer Bank, den Aktionairen gegen⸗ 
uͤber, von allem und jedem ferneren Nachweis, ſowie von jedem Anſpruche 
wegen der erfolgten Liquidation. Eine gleiche rechtliche Folge tritt ein, falls 
in der Generalverſammlung kein bei der Verwaltung unbetheiligter Aktionair 
erſchienen iſt und ſich dieſer Fall in einer zweiten, eigens zu dieſem Zwecke be⸗ 
rufenen Generalverſammlung wiederholt hat. Zur Decharge der Verwaltungs⸗ 
Vorſtaͤnde durch die Generalverſammlung im Falle der Liquidation der Geſell⸗ 
ſchaft iſt jedoch jedenfalls eine Stimmenmehrheit von drei Vierteln der ver- 
tretenen Aktien erforderlich. d 


Jahrgang 1866. (Nr. 6396.) a 78 Ti⸗ 


Titel x. 
Schlichtung von Streitigkeiten und Abänderung des Statuts. 


F. 45. 


Streitigkeiten zwiſchen den Aktionairen der Geſellſchaft ſollen durch zwei, 
von den Parteien zu erwaͤhlende, in Königsberg wohnende Schiedsrichter ge= 
ſchlichtet werden. Gegen den Spruch derſelben find die ordentlichen Rechts— 
mittel ausgeſchloſſen. Verabſaͤumt eine der Parteien, innerhalb drei Wochen 
nach erfolgter Aufforderung von Seiten der anderen, den Schiedsrichter zu er⸗ 
nennen, oder koͤnnen ſich die beiden erwaͤhlten Schiedsrichter nicht einigen, ſo 
ernennt im erſteren Falle, auf Antrag der einen Partei, im letzteren Falle, auf 
Antrag der Schiedsrichter, der zeitige Dirigent des Königlichen Kommerz-⸗ und 
Admiralitaͤtskollegiums zu Koͤnigsberg, reſp. deſſen Erſatzmann, oder, wenn dieſer 
ſelbſt Aktionair iſt, das naͤchſte unbetheiligte richterliche Mitglied nach ihm, den 
zweiten Schiedsrichter reſp. einen Obmann, welcher vorzugsweiſe aus den mit 
richterlichen Eigenſchaften verſehenen Juſtizbeamten zu waͤhlen iſt. Die Ent⸗ 
ſcheidung des Obmanns unterliegt den ordentlichen Rechtsmitteln ebenfalls nicht. 


H. 46. 


Nur in einer außerordentlichen Generalverſammlung kann, mittelſt einer 
Majoritaͤt, die drei Viertheile der in der Generalverſammlung vertretenen Aktien 
repraͤſentirt, beſchloſſen werden: 

a) eine Abaͤnderung des Statuts, reſp. eine Erhoͤhung des Kapitals durch 
Ausgabe neuer Aktien, oder auch 
b) die Aufloͤſung der Geſellſchaft. 


Die Beſchluͤſſe ad a. bedürfen der landesherrlichen Genehmigung. 


Titel XI. 
Oberaufſichtsrecht des Staates. 


Zur Wahrnehmung ihres Oberaufſichtsrechtes ernennt die Staatsregierung 
einen Kommiſſar, welcher befugt iſt, allen Sitzungen der Direktion und des 
Aufſichtsrathes, ſowie den Generalverſammlungen ohne Stimmrecht beizuwohnen, 
desgleichen von allen Buͤchern, Skripturen und Kaſſen der Geſellſchaft jederzeit 
Einſicht zu nehmen, auch die Organe der Geſellſchaft gültig zuſammen zu 
berufen. Er hat ſorgfaͤltig daruͤber zu wachen, daß die Vorſchriften des 
Statuts in allen Punkten zur Ausfuͤhrung gelangen. 


For⸗ 


Regiſter Fol. 


Königsberger Privat-Bank. 
Gegründet durch notariellen Vertrag vom 31. März, 2., 9. April 1856. Beſtaͤtigt durch 
Königliche Kabinetsorder vom 13. Oktober 1856. 


Bank- Aktie M....... 


uͤber 


Fünf hundert Thaler Preußiſch Kurant. 


. . N. N. (Stand und Wohnort) hat den Betrag der Aktie Mr ee f, 
Fuͤnfhundert Thalern geleiſtet und alle ſtatutenmaͤßigen Rechte und Pflichten 
dadurch erworben. 5 


Koͤnigsberg, den n.. 18. 


Der Verwaltungsrath. 
(Der Auffichtsrath.) 


5 Diefer Aktie find auf fünf Jahre Dividendenſcheine, auf jeden Inhaber lautend, nebst 
Talon beigegeben, welche nach Ablauf des letzten Jahres durch neue erſetzt werden. 


8 Eingetragen sub Fol.. des Regiſters. 
Uebertragen Z übe ͤ——̃7ꝛ H „ 
F 


Koͤnigsberg, den ten .. e ; 


Königsberger Brivat-Banf, 
Der. Verwaltungsrath. 
(Der Aufſichtsrath.) 


Königsberger Priv at-Bank. 


Anweiſung zum Empfange der zweiten Serie der Dividendenſcheine 
zur Aktie ..... 
Inhaber empfängt uwWů—p—pᷓõ „gegen dieſe Anweiſung nach H. 5. 
des Statuts am Sitze der Geſellſchaft die zweite Serie der Dividendenſcheine 
zur vorbezeichneten Aktie. 


Geht dieſe Anweiſung verloren, ſo findet das im $. 8. des Statuts vor— 
geſchriebene Verfahren Anwendung. 


Koͤnigsberg, dn nn 18. 
Königsberger Privat-Bank. 
Der Auffichtsrath, 


Dividendenſchein zu der Aktie AG... 


der 


Königsberger Privat ⸗Bank. 


Inhaber dieſes Scheines empfaͤngt an der Kaſſe der Koͤnigsberger Privat⸗ 
Bank oder nach ſeiner Wahl an den durch Beſchluß des Aufſichtsrathes naͤher 
zu beſtimmenden Orten die für das Jahr 18. feſtzuſtellende Dividende. 

Geht dieſer Dividendenſchein verloren, fo findet das im H. 8. des Statuts 
vorgeſchriebene Verfahren Anwendung. 


gsberg, den 8 
Königsberger Privat⸗Bank. 


Der Aufſichtsrath. 
(Stempel.) 


Der Rendant. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 5 


